
 
Dringlicher Berichtsantrag 
der Fraktion der SPD 
betreffend Auswirkungen des VGH-Urteils  
zum Regionalplan Südhessen 
 
 
 
Die Landesregierung wird ersucht, im Ausschuss für Wirtschaft und Ver-
kehr über folgenden Gegenstand zu berichten: 
 
1. Aufgrund welcher Fehler hat der VGH den Regionalplan für nichtig 

erklärt? 

2. Wer ist für diese Fehler verantwortlich?  

3. Welche Folgen hat die Nichtigkeitserklärung des Regionalplans Süd-
hessen durch den VGH für die auf Grundlage dieses Plans getroffe-
nen Entscheidungen der Kommunen?  

4. Muss nach der Entscheidung des VGH ein neuer Regionalplan erstellt 
werden oder kann die Nichtigkeit "geheilt" werden?  

5. Wie will die Landesregierung nun vorgehen, um ihre Fehler zu behe-
ben?  

6. Welche Folgen hat der VGH-Beschluss zur Nichtigkeit des Regional-
plans Südhessen für den geplanten Bau der A380-Werft und für die 
geplante neue Landebahn?  

7. Wie will die Landesregierung sicherstellen, dass für beide Vorhaben 
eine ausreichende landesplanerische Festlegung getroffen wird?  

8. Wie will die Landesregierung verhindern, dass aus der VGH-
Entscheidung eine zeitliche Verzögerung des Projektes A380-Werft 
resultiert?  

9. Wie will die Landesregierung verhindern, dass aus der VGH-
Entscheidung eine weitere zeitliche Verzögerung für den Bau einer 
neuen Landebahn entsteht?  

10. Kann die vor Gericht erfolgreiche Kommune Flörsheim jetzt Baurecht 
auf ihren geplanten Erweiterungsflächen erlassen und damit Hinder-
nisse für den geplanten Flughafenausbau schaffen?  

11. Gilt dies gegebenenfalls auch für andere Kommunen?  

12. Wann wird ein neuer Landesentwicklungsplan verabschiedet?  

13. Werden darin Vorgaben für den Regionalplan Südhessen im Hinblick 
auf den Flughafenausbau gemacht werden?  

14. Wird der Landesentwicklungsplan die Vorgaben des Mediationspa-
kets als landesplanerische Ziele festsetzen?  

15. Wie wird die Landesregierung sicherstellen, dass der Landesentwick-
lungsplan juristisch Bestand hat?  

16. Welche Auswirkungen auf andere Verkehrsprojekte (z.B. die Schnell-
bahntrasse Frankfurt-Mannheim) hat der VGH-Beschluss? 

 
Wiesbaden, 13. August 2004 

Der Fraktionsvorsitzende: 
Walter 
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 16. 08. 2004 
Dem 

Ausschuss für Wirtschaft und Verkehr 
überwiesen

16. Wahlperiode 
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